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Rechtsreferat
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes

Amt für Verkehrsmanagement u. Geoinformation
Öffentliche Ausschreibung

Schulverwaltungsamt
– Öffentliche Ausschreibung
– Ausschreibung im Offenen Verfahren

Hochbauamt
Ausschreibung im Offenen Verfahren

Hauptamt
Bezirksausschusssitzungen IV, XII

NR. 50 MITTWOCH, 09. 12. 2020Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und 
der Neunten Bayerischen Infektionsschutzmaß-

nahmenverordnung (9. BayIfSMV) – Maskenpflicht 
sowie Alkoholkonsumverbot und Festlegung der 

stark frequentierten öffentlichen Plätze 
Die Stadt Ingolstadt erlässt auf der Grundlage des § 24 der 9. BayIfSMV, § 
28 Abs. 1 S. 1 und § 30 Abs. 1 S. 2 des Infektionsschutzgesetzes in Verbin-
dung mit § 65 der Zuständigkeitsverordnung und Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes folgende

Allgemeinverfügung

1. Die stark frequentierten öffentlichen Plätze werden sowohl hinsicht-
lich der Verpflichtung eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen (Mas-
kenpflicht; § 24 Abs.1 Nr.1 der 9. BayIfSMV) als auch hinsichtlich des 
Alkoholkonsumverbots (§ 24 Abs.3 der 9. BayIfSMV) für die Stadt In-
golstadt wie folgt festgelegt (siehe hierzu beiliegenden Plan, Anlage 
1):

 –  Gebiet der Altstadt (vgl. insoweit die beigefügte Anlage mit ent-
sprechender farblicher Kennzeichnung). 

 –  Diese Pflicht erstreckt sich auf den gesamten öffentlich zugängli-
chen Raum, also einschließlich der Gehsteige bis zu den Hauswän-
den. Fahrradfahrende sind – in Bereichen in denen Fahrradfahren 
zulässig ist – von der Maskenpflicht befreit. Die in § 2 der 9. Bay-
IfSMV normierten Ausnahmen bleiben unberührt. 

2. Ergänzend zu § 1 Satz 3 der 9. BayIfSMV wird Maskenpflicht angeord-
net, in denjenigen Bereichen, in denen Menschen dichter und/oder 
länger zusammenkommen. 
–  Infolgedessen gilt überall dort, wo ein Mindestabstand von 1,5 

Metern nicht eingehalten werden kann, eine Maskenpflicht. 
 –  Die in § 2 der 9. BayIfSMV normierten Ausnahmen bleiben unbe-

rührt. Fahrradfahrende sind – in Bereichen in denen Fahrradfahren 
zulässig ist – von der Maskenpflicht befreit. 

3. Die Allgemeinverfügung tritt am 30. November 2020, 00.00 Uhr in 
Kraft und mit Ablauf des 20. Dezember 2020, 24.00 Uhr außer Kraft. 

Begründung:

Vor dem Hintergrund der erhöhten Infektionslage und zur Aufrechter-
haltung des Gesundheitswesens haben die Bundeskanzlerin und die 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 28. Oktober 
beschlossen, deutschlandweit abgestimmte und überall einheitlich durch-
zuführende Maßnahmen zu treffen. In Bayern wurden diese in der 8. Bay-
IfSMV geregelt. Ziel der Maßnahmen war es, die von den zuständigen 
Gesundheitsbehörden ermittelte exponentielle Steigerung der Infektions-
zahlen so zu verringern, dass die Funktionsfähigkeit des Gesundheitssys-
tems aufrecht erhalten bleibt. Die Funktionsfähigkeit des Gesundheits-
systems ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein 
überragend wichtiges Gemeingut und dient dem von staatlicher Seite 
im Rahmen des Möglichen sicherzustellenden Schutz von Leben und Ge-
sundheit der Bevölkerung. 
Trotz dieses seit Anfang November in Deutschland geltenden Teil-Lock-
downs hat sich das Pandemiegeschehen nicht im erhofften Ausmaß be-
ruhigt. Die Infektionszahlen sind weiterhin deutlich zu hoch und die Lage 
sehr ernst. Dies gilt besonders vor dem Hintergrund, dass die Entwicklung 
des Infektionsgeschehens sich erst verzögert bei der Belegung der Inten-
sivbetten widerspiegelt. Die Maßnahmen der 8. BayIfSMV wurden des-
halb entsprechend der von der Bundeskanzlerin und den Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder gefassten Beschlüsse zunächst bis 
zum 20. Dezember 2020 verlängert und werden in Bayern ab 01.12.2020 
über die 9. BayIfSMV umgesetzt. 
Wichtigste Maßnahme in der kommenden Zeit bleibt es, Abstand zu hal-
ten und Kontakte zu verringern. Kontakte zu anderen Menschen außer-
halb der Angehörigen des eigenen Hausstands sind auf ein absolut nö-
tiges Minimum zu reduzieren. Der Aufenthalt im öffentlichen wie im 
privaten Raum ist begrenzt auf die Angehörigen des eigenen Hausstands 
und eines weiteren Hausstands, jedoch in jedem Fall auf maximal fünf 
Personen. Dazugehörende Kinder bis 14 Jahre sind hiervon ausgenom-
men. Darüber hinaus gehende Gruppen feiernder Menschen auf öffent-
lichen Plätzen, in Wohnungen sowie privaten Einrichtungen sind ange-
sichts der Lage in unserem Land inakzeptabel. Dort wo dies nicht oder nur 
eingeschränkt einzuhalten ist, trägt die Maskenpflicht dazu bei, dass ge-
sellschaftliche Leben soweit als möglich aufrechtzuerhalten. Künftig be-
steht zusätzlich Maskenpflicht vor Groß- und Einzelhandelsgeschäften und 
auf den zu ihnen gehörenden Parkplätzen, an allen Orten mit Publikums-
verkehr in den Innenstädten sowie auch an Örtlichkeiten der Öffentlich-
keit unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem 
Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten. Die Festlegung der Orte 
hat durch die örtlich zuständigen Behörden zu erfolgen. 
Ergänzend zu Ziffer 1 und 2: 
Aufgrund der Attraktivität durch den Einzelhandel sowie vor Schulen und 
Bildungseinrichtungen ist es in einer Vielzahl von Fällen unvermeidbar, 
dass im von der Allgemeinverfügung umfassten Bereich der Mindest-
abstand von 1,5 Metern unterschritten wird. Zahlreiche Engstellen und 
eine unübersichtliche Gesamtlage versetzen die Besucherinnen und Be-
sucher der Bereiche auch nicht hinreichend sicher in die Lage eigenver-
antwortlich im Interesse des Eigen- sowie Infektionsschutzes zu reagie-
ren. Andere gleich wirksame, aber weniger belastende Maßnahmen sind 
nicht ersichtlich. Die Erfahrungen der vergangenen Wochen zeigen auf, 
dass eine feingliedrigere Unterteilung zu einer Verlagerung der Perso-
nenströme führt. Aus diesem Grunde sind nunmehr auch die Seitengas-
sen sowie Verbindungswege von der Maskenpflicht umfasst. Auf diesem 
Wege wird die Infektionsgefahr auf das erforderliche Mindestmaß redu-
ziert und dem Erfordernis der Klarheit und Bestimmtheit Rechnung getra-
gen. Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort 
vollziehbar. 
Gemäß § 28 der 9. BayIfSMV kann die zuständige Kreisverwaltungsbe-
hörde im Hinblick auf die 9. BayIfSMV weitergehende und ergänzende 
Anordnungen treffen. Auffällig am derzeitigen Ingolstädter Infektions-
geschehen ist der Umstand, dass ein abgrenzbarer einzelner bzw. loka-
ler Infektionsherd nicht feststellbar ist. Die Maskenpflicht im Hinblick auf 
die situationsbedingte Erforderlichkeit bei Unterschreiten des Mindestab-
stands, trägt dem Umstand Rechnung, dass Menschen auch außerhalb 
der von der generellen Maskenpflicht umfassten Bereiche, dichter und/
oder länger zusammenkommen. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Na-
sen-Bedeckung (Maskenpflicht) soll dazu beitragen, die Weiterverbrei-
tung des SARS-CoV-2-Virus in Situationen einzudämmen, in denen der 
Mindestabstand von 1,5 Metern nicht durchgehend eingehalten werden 

kann. Mehr Maske erlaubt mehr Normalität. Vor dem Hintergrund des 
gesamtgesellschaftlichen Willens, das gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Leben soweit als möglich aufrechtzuerhalten, ermöglicht die Mas-
kenpflicht in Kombination mit allgemeinen Hygieneregeln sowie Ab-
standsgeboten, auf weitreichendere Beschränkungen zu verzichten. Im 
Vergleich zu der bei bestimmten stark frequentierten Gebieten erforder-
lichen und angemessenen generellen Maskenpflicht, erscheint es jedoch 
als die weniger belastende, jedoch gleich wirksame Maßnahme. Die An-
ordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar.

Ergänzend zu Ziffer 3: 

Nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe ei-
nes schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüb-
lichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfü-
gung kann ein hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. Um 
eine mögliche Verbreitung einer Infektion zeitnah zu verhindern, wurde 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Eine Allgemeinverfügung darf 
auch dann öffentlich bekanntgegeben werden, wenn die Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist (Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). Vorlie-
gend ist die Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich, weil auf Grund 
der großen Vielzahl der betroffenen Adressaten eine zeitnahe individu-
elle Bekanntgabe nicht möglich ist. Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 
Satz 1 und 2 BayVwVfG i. V. m. Art. 51 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Lan-
desstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) analog in Verbindung mit § 67 
Abs.2 der Geschäftsordnung der Stadt Ingolstadt wird diese Allgemeinver-
fügung aufgrund der besonderen Eilbedürftigkeit (Erfordernis zur Verhü-
tung erheblicher Gefahren für Leben und Gesundheit) durch Veröffentli-
chung im Internet (www.ingolstadt.de/corona sowie www.ingolstadt.de/
amtliche) bekannt gegeben.  Die Geltungsdauer wurde gewählt, um auch 
im Falle des Eintretens niedriger Infektionszahlen verlässlich deren Ver-
festigung erreichen zu können und ist begrenzt durch die derzeitige Gel-
tungsdauer der 9. BayIfSMV. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Be-
kanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München
erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschriften 
lauten:

Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Mün-
chen auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments 
mit qualifizierter Signatur an das elektronische Gerichts- und Ver-
waltungspostfach – www.egvp.de – erhoben werden. Dabei sind 
die der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu ent-
nehmenden Bedingungen zu beachten: http://www.vgh.bayern.
de/verwaltungsgerichtsbarkeit/rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Wenn die Klage schriftlich oder zur Nieder-
schrift erhoben wird, sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht zugelas-
sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen können der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen wer-
den (www.vgh.bayern.de)

–  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Stadt Ingolstadt
Ingolstadt, 30.11.2020 

gez. Dirk Müller, Berufsmäßiger Stadtrat für Recht, Sicherheit und Ordnung

Öffentliche Ausschreibung
Die Stadt Ingolstadt, Schulverwaltungsamt, beabsichtigt folgende Leis-
tung nach UVgO in einer Öffentlichen Ausschreibung zu vergeben:
Ausstattung Werkräume Grundschulen Etting, 
Haunwöhr und Pestaloozzistr., Nr. 440-0146-2020-U-IN
Einreichungstermin: 08.01.2021 um 23:59 Uhr, Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 
Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2446, Fax (0841) 305-2447, E-Mail: vergabe@
ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform 
www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Schulverwaltungsamt, beabsichtigt folgende Leis-
tung nach VGV im Offenen Verfahren zu vergeben:
Rahmenvereinbarung zur Lieferung von iPads mit Zubehör und 
Ladekoffern sowie MacBooks, Vergabe-Nr. 440-0118-2020-L-IN
Einreichungstermin: 11.01.2021 um 12:00 Uhr, Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 
Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2446, Fax (0841) 305-2447, E-Mail: vergabe@
ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform 
www.vergabe.bayern.de 

Öffentliche Ausschreibung
Die Stadt Ingolstadt, Amt für Verkehrsmanagement und Geoinforma-
tion, beabsichtigt folgende Leistung nach VOB/A in Öffentlicher Ausschrei-
bung zu vergeben:
Erneuerung von 7 Signalanlagen Paket 6, Nr. 762-0397-2020-B-IN
Einreichungstermin: 22.12.2020 um 11:00 Uhr, Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 In-
golstadt, Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte 
zur Ausschreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Hochbauamt, beabsichtigt folgende Leistung nach 
VgV im Offenen Verfahren (EU) zu vergeben:
Neubau GS Lessingstraße:
– Estricharbeiten, Nr. 665-0229-2020-B-IN
Einreichungstermin: 15.01.2021 um 10:45 Uhr
– Schlosserarbeiten, Nr. 665-0416-2020-B-IN
Einreichungstermin: 15.01.2021 um 11:15 Uhr
– Mobile Trennwände, Nr. 665-0417-2020-B-IN
Einreichungstermin: 15.01.2021 um 11:45 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung über das Bau-
referat, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: ver-
gabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplatt-
form www.vergabe.bayern.de

Online-Sitzung des Bezirksausschusses IV – Südost
Am Donnerstag, 17.12.2020, findet um 19:00 Uhr eine öffentliche Sitzung 
des Bezirksausschusses IV – Südost in digitaler Form statt.

Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung 
1.  Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der form- und fristgerechten La-

dung und Beschlussfähigkeit
2.  Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung, Datenschutz bei 

Sitzungen 
3.  Mitteilungen der Stadt Ingolstadt
3.1.  INKB Kümmerer SO - Vorstellung Andreas Staudacher 
3.2. Benennung ständiges Mitglied und stv. Mitglied in der Kommission 

Soziale Stadt St. Augustin
3.3. Inge-Meysel-Straße – Gartenamt – Pflegekonzept
3.4. Schwäbl/Wertingerstr. - Verkehrsüberwachung - bereits 45 Verwar-

nungen (AZ-2020-04-023)
3.5. Peisserstr. – Vollausbau ab Mecklenburgerstr (AZ-2020-04-026)
3.6. Auwaldsee – Spielgeräteerweiterung Trimmdichpfad
3.7. Hallenkapazität SO - ESV und FreieTurnerschaft (AZ-2020-04-033)
3.8. Südliche Ring-/Manchingerstr. – Abbiegespur (AZ-2020-04-020)
4.  Anliegen anwesender Bürger
5.  Bürgerhaushalt (BH)
5.1.  BH 2020 - Sachstand und ggfs. Vorschläge

Schautafel des BZA „Muster Friedrichshofen“
5.2. BH 2021 - Sachstand und Vorschläge
6. Geschwindigkeitsmessungen
7.  Verschiedenes, Wünsche und Anfragen
7.1. Hölzlstr Wilhelm-Ernst-Grundschule - Test Einbahnstraßenregelung 

zwischen der Feselen- und Stollstr. 
7.2. Sambergerstr. – Kleingartenanlage 
7.3. Rothenturm - Hundekotbeutel (Kontaktperson und Standort)
7.4. Unsernherrnerstr. - Verlandung Lohen Richtung Südostspange
7.5. Verschmutzung von Straßen durch landwirtschafte Erntemaschinen
7.6. Niederfeld - Infotafel
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AMTLICHE MITTEILUNGEN DER STADT INGOLSTADT

Bezirksausschussvorsitzender:
Herr Johann Brenner, Weisbergerstr. 5 a, 85053 Ingolstadt
Die Bezirksausschusssitzung wird zur Kontaktbeschränkung digital 
durchgeführt; sie ist auch in dieser Form öffentlich. 
Jeder Bürger oder Mandatsträger, der an der Bezirksausschusssitzung teil-
nehmen möchten, wird gebeten, sich vorab beim Bezirksausschussvor-
sitzenden anzumelden (bitte per Mail: bza.johann.brenner@t-online.de);  
im Zuge der Anmeldung erhalten Sie auch die entsprechenden Teilnah-
meinformationen. Aufgrund von Corona ist die Teilnehmerzahl begrenzt.

Öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses XII – 
Münchener Straße

Am Dienstag, 15.12.2020 findet um 19:30 Uhr eine öffentliche Sitzung des 
Bezirksausschusses XII - Münchener Straße statt. Der Veranstaltungsort 
ist der Dorfstadl Unterbrunnenreuth, Robert-Koch-Straße, 85051 Ingolstadt 

Tagesordnung

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit und der ordnungs-
gemäße Ladung

2. Genehmigung des Protokolls vom 13.10.2020
3. Querungshilfe Gustav-Adolf-Str. / Lindberghstr. (Ref. VI)

4. Straßenbenennung im Baugebiet Unsernherrn Nord (Ref.OB )
5. Ausweisung von E-Skooter Stellplätzen am Hauptbahnhof ( Ref. VI)
6. Auswertung der Geschwindigkeitsmessung auf der Straße 

„Lohgraben“
7. Bestellung des Stadtteilkümmerers
8. Bürgerhaushalt
8.1. Regularien 2021 und 2022
8.2. Tischtennisplatte in Unsernherrn
8.3. Pflanzungen im Schwarzen Weg
8.4. Spielgeräte im Schwarzen Weg
8.5. Ausstattung ( Erneuerung) von Spielgeräten
8.6. Errichtung einer Parcour Anlage an der Halle Neun
9. Verschiedenes

Bezirksausschussvorsitzender:
Herr Martin Dick, Gruberweg 9, 85051 Ingolstadt.
Zur Einhaltung der Hygieneauflagen im Zusammenhang mit dem Co-
ronavirus SARS-CoV-2 ist die Teilnehmerzahl sehr begrenzt. Daher ist 
es unbedingt erforderlich, dass sich Besucherinnen und Besucher, die 
an der Bezirksausschusssitzung teilnehmen möchten, rechtzeitig vorab 

beim Bezirksausschussvorsitzenden mit der entsprechenden Personen-
zahl und Kontaktdaten anmelden (Mail: dick.martin@gmx.de ). Bitte 
denken Sie daran eine Mund-Nasenbedeckung mitzubringen.
Bezirksausschussmitglieder sind automatisch angemeldet. Bei Verhin-
derung bitten wir um Abmeldung beim Bezirksausschussvorsitzenden. 

Hinweise zum Datenschutz:

1. Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 
 Die Datenerhebung erfolgt zum Zweck der Ermöglichung einer Kon-

taktpersonennachverfolgung im Zusammenhang mit COVID-19 (SARS-
CoV-2). Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs.1c DSGVO i.V. 
m § 4  9.BayIfSMV 

2. Übermittlung von Daten an Dritte 
 Eine Übermittlung der o.g. Daten an Dritte erfolgt an das jeweils zu-

ständige Gesundheitsamt bzw. die jeweils zuständige öffentliche 
Stelle zu den o.g. Zwecken. Ihre Daten werden ausschließlich auf 
Grundlage der oben genannten Rechtsgrundlagen an Dritte weiter-
gegeben. Sie werden ausdrücklich nicht zu Werbezwecken verwen-
det. 

3. Dauer der Speicherung 
 Die Daten werden einen Monat ab der Sitzung gespeichert. Danach 

werden die Daten vernichtet.


